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Ein Beispiel: Rechtliche Grundlagen 
und gegenwärtige Herausforderungen

In den 29 österreichischen Justizanstalten und den 
dazugehörigen Außenstellen werden derzeit im Durch-
schnitt rund 9.000 Personen angehalten. Der öster-
reichische Straf- und Maßnahmenvollzug versteht sich 
selbst als moderner Betreuungsvollzug, der sich die 
Wahrung der Menschenrechte und die (Re-)Integration 
von inhaftierten Personen in die Gesellschaft als das 
höchste Ziel setzt. Dabei steht die adäquate Betreu-
ung von inhaftierten Personen im Vordergrund. Statt 
sie bloß „wegzusperren”, soll Personen, die sich im 
Straf- und Maßnahmenvollzug befinden, ein möglichst 
strukturierter Tagesablauf gegeben werden, der mög-
lichst viel Zeit außerhalb von Hafträumen – wie bei-
spielsweise in Arbeit, Ausbildung, Therapie, Sport und 
weiterer Freizeitgestaltungsmöglichkeiten – umfasst.1 
Die zentrale Rechtsgrundlage für den Strafvollzug ist 
das Strafvollzugsgesetz (StVG), das den Vollzug gericht-
licher Freiheitsstrafen und der mit Freiheitsentziehung 
verbundenen vorbeugenden Maßnahmen regelt, sowie 
das Strafgesetzbuch (StGB), welches das materielle 
Strafrecht regelt. Gemäß § 20 StVG soll der Strafvollzug 
der verurteilten Person den Unwert des strafbaren Ver-
haltens vor Augen führen, die Wiedereingliederung der 
Person in die Gesellschaft fördern und der Begehung 
weiterer Straftaten vorbeugen. Damit verfolgt das Ge-
setz das Ziel, die verurteilte Person zu einem künftig 
straffreien Leben zu befähigen und durch eine erfolg-
reiche (Re-)Integration Rückfälle sowie weitere Straf-
taten möglichst zu vermeiden.

Ein Großteil dieser Ziele wurde durch das mit der Straf-
rechtsreform 1975 geschaffene Strafgesetzbuch fest-
gelegt. Die Strafrechtsreform 1975 leitete einen deut-
lichen Wandel im österreichischen Strafvollzug ein. Im 
Zentrum der Reform standen die stärkere Orientierung 
an spezialpräventiven Zielsetzungen, die Förderung der 
Wiedereingliederung straffällig gewordener Personen 

1  www.justiz.gv.at/strafvollzug/ziele-und-aufgaben.b3e.de.html 

sowie die Schaffung von Alternativen zu kurzen Frei-
heitsstrafen. Dies zeigte sich insbesondere im Ausbau 
der bedingten Strafnachsicht, der Bewährungshilfe 
und weiterer Maßnahmen zur Vermeidung zukünftiger 
Straftaten (Klopf et al. 2021). Trotz ambitionierter ge-
setzlicher Zielsetzungen, weiterer Reformen und fort-
währender Reformversuche bleibt die praktische Um-
setzung der auf Resozialisierung gerichteten Ziele eine 
vielschichtige, ressourcenintensive Aufgabe, die ressort-
übergreifende Verantwortlichkeiten mit sich bringt. 
Damit diese Zielsetzungen im professionellen (Berufs-)
Alltag von Expert:innen wirksam verfolgt werden kön-
nen, müssen unterschiedliche rechtliche, organisatori-
sche, personelle und praktische Rahmenbedingungen 
zusammenspielen. Darauf weisen nicht nur Berichte 
von Kontrollorganen (Volksanwaltschaft 2025), sondern 
auch Stellungnahmen aus der Vollzugspraxis und der 
Belegschaft hin (Korn 2026; Fidler 2026).

Warum erfolgreiche und nachhaltige Veränderungs-
prozesse im Strafvollzug einer Vielzahl an Akteur*innen 
für ein erfolgreiches Gelingen bedürfen, lässt sich durch 
verwaltungswissenschaftliche Forschung begründen 
und in einen Zusammenhang einordnen. Veränderungs-
prozesse in der öffentlichen Verwaltung sind nicht 
allein eine Frage neuer gesetzlicher Vorgaben, sondern 
müssen in bestehende Strukturen, Routinen, Zuständig-
keiten, Arbeitskulturen und die Verantwortung einer 
Vielzahl an Stakeholdern übersetzt werden. Gerade 
öffentliche Verwaltungen sind durch festgelegte und 
streng zu befolgende Struktur- und Arbeitsabläufe, ge-
wachsene Organisationsformen und vielfältige externe 
Anforderungen geprägt. Reformen bedürfen daher kla-
rer Zielsetzungen, ausreichender Ressourcen, tragfä-
higer Kommunikation, Möglichkeit zur Beteiligung der 
betroffenen Akteur*innen und einer kontinuierlichen 
Begleitung ihrer Umsetzung (Klug 2009).

Die Vielzahl dieser Voraussetzungen macht deutlich, 
welche Hebel für das Gelingen von Reformprozessen 
notwendig sind. Eine einzelne Maßnahme oder eine 
punktuelle gesetzliche Änderung kann den gewünsch-
ten Wandel daher regelmäßig nicht allein herbeiführen. 

Netzwerke als Türöffner für strukturelle Veränderungen? 
Der Verein "Richtungswechsel" in Österreich. 
Von Sophia Hopfer und Tamara Höfer
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Vielmehr erscheint Strafvollzugsreform als fortlaufen-
der institutioneller Entwicklungsprozess, in dem recht-
liche Zielsetzungen, organisatorische Umsetzung und 
praktische Erfahrungen laufend aufeinander bezogen 
werden müssen. Die beschriebenen Herausforderungen 
von Strafvollzugssystemen beschränken sich nicht auf 
Österreich oder den deutschsprachigen Raum, sondern 
spiegeln einen breiteren europäischen Ist-Zustand wi-
der, der ebenfalls zu beleuchten ist. 

EU-Strafvollzugssysteme: 
Reformbestrebungen und 
fortwährende Herausforderungen

Die Transformation von Strafvollzugssystemen zählt zu 
den komplexesten Herausforderungen institutionellen 
Wandels (Policy Department 2023, S. 13 ff.). Historisch 
gewachsene Strukturen, sicherheitszentrierte Organi-
sationskulturen sowie politische und gesellschaftliche 
Spannungsfelder erschweren nachhaltige Reformpro-
zesse (Frosch 2021).

Aktuelle Studien2 zeigen, dass zahlreiche EU-Mitglied-
staaten mit akuten strukturellen Defiziten im Strafvoll-
zug konfrontiert sind. In 13 Mitgliedstaaten überstieg 
die Zahl der inhaftierten Personen im Jahr 2023 die 
offizielle Kapazität der Justizanstalten. Bei den Bele-
gungsquoten gibt es EU-weit erhebliche Unterschiede: 
Während der EU-Schnitt im Jahr 2023 bei rund 94,6 % 
lag, reichte die Spanne der Belegungsraten von 56,2 % 
in Estland, 60,8 % in Luxemburg und 67,7 % in Bulgarien 
bis zu 122,9 % in Frankreich, 113,2 % in Belgien und 
226,2 % in Zypern. Die Überbelegung ist hierbei die 
sichtbarste, wenngleich nicht die einzige Herausforde-
rung vieler europäischer Strafvollzugssysteme. Die He-
rausforderung hinsichtlich der Überbelegung von Ein-
richtungen verschärft sich zusätzlich durch den Anstieg 
der Zahl inhaftierter Personen. Nachdem diese wäh-
rend der COVID-19-Pandemie zunächst zurückgegan-
gen war, nahm die Zahl der Personen in Haft in der EU 
zwischen 2021 und 2023 wieder um 7,7 % zu. Während 
die Zahl der Personen in Haft jederzeit steigen kann, 
lassen sich die dafür zu schaffenden Rahmenbedin-
gungen augenscheinlich europaweit nur langsam aus-

2  European Parliamentary Research Service, Prisons and detention in the EU, 
PE 772.905 (2025) 1ff; Policy Department for Citizens’ Rights and Constitutio-
nal Affairs, Prisons and detention conditions in the EU, PE 741-374 (2023) 6ff; 
Aebi/Cocco (Council of Europe Annual Penal Statistics), Prisons and Prisoners 
in Europe 2024: Key Findings of the SPACE I survey (2025), 3 ff. 

bauen. Dies betrifft etwa die Bereitstellung einer geeig-
neten Infrastruktur, die Beschäftigung von ausreichend 
Personal sowie das Angebot notwendiger Beschäfti-
gungs-, Betreuungs- und Reintegrationsmaßnahmen 
(EPRS 2025, S. 3 ff.). In diesen Bereichen zeichnet sich 
der europäische Strafvollzug derzeit durch eine ausge-
prägte Heterogenität aus. Dies zeigt sich sowohl in den 
Unterschieden zwischen den Strafvollzugssystemen der 
Mitgliedstaaten als auch teilweise innerhalb einzelner 
Staaten selbst, wo die konkreten Haftbedingungen je 
nach Justizanstalt, Auslastung, Ausstattung und Voll-
zugspraxis erheblich variieren können. Damit hängt die 
tatsächliche Qualität des Vollzugsalltags nicht allein 
vom nationalen Rechtsrahmen, sondern maßgeblich 
auch von den strukturellen Bedingungen innerhalb und 
außerhalb der jeweiligen Justizvollzugsanstalt ab (ebd., 
S. 2 ff.; Volksanwaltschaft 2025, S. 190 ff.). 

Hohe Rückfälligkeitsraten in vielen Mitgliedstaaten 
stellen die Wirksamkeit freiheitsentziehender Sanktio-
nen im Hinblick auf Abschreckung und Resozialisierung 
in Frage (EPRS 2025, S. 1 ff.). Sie verdeutlichen, dass 
Freiheitsentzug sein rehabilitatives Ziel nur dann er-
reichen kann, wenn die Ursachen erneuter Straffällig-
keit bereits während der Haft und im Übergang in die 
Freiheit adressiert werden. Dazu zählen insbesondere 
Suchterkrankungen, fehlende Bildungs- und Beschäf-
tigungsperspektiven, psychische Belastungen, Stigma-
tisierung sowie eine unzureichende Unterstützung bei 
der sozialen Wiedereingliederung (ebd., S. 2 ff., S. 13 ff.).

Das Strafvollzugsrecht wird auf nationalrechtlicher 
Ebene geregelt und ist Sache der Mitgliedstaaten. 
Angesichts wiederkehrender Berichte über besorg-
niserregende Haftbedingungen in einzelnen EU-Mit-
gliedstaaten, die mit möglichen Grundrechtseingriffen 
verbunden sein könnten, sowie der europaweiten 
Uneinheitlichkeit von Haftbedingungen, sind die Forde-
rungen nach gemeinsamen europäischen Mindeststan-
dards in den letzten Jahren immer stärker geworden. 
So forderte das Europäische Parlament die Mitglied-
staaten etwa dazu auf, die Haftbedingungen an inter-
nationalen und europäischen Standards auszurichten, 
Überbelegung zu bekämpfen, unabhängige Kontroll-

Die Transformation von 
Strafvollzugssystemen zählt zu den 
komplexesten Herausforderungen 
institutionellen Wandels.
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mechanismen einzurichten und verstärkt Alternativen 
zur Freiheitsstrafe zu nutzen. Zugleich wurde die Kom-
mission aufgefordert, die Haftbedingungen in den Mit-
gliedstaaten systematisch zu beobachten, statistische 
Daten zu sammeln, den Austausch bewährter Praktiken 
zu fördern und im Rahmen ihrer Zuständigkeiten auf 
gemeinsame europäische Standards hinzuwirken.3 Das 
Fehlen einheitlicher strafvollzugsrechtlicher Standards 
der Mitgliedstaaten beeinträchtigt zudem deren Zu-
sammenarbeit hinsichtlich der gegenseitigen Anerken-
nung und Vollstreckung strafrechtlicher Entscheidun-
gen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (EPRS 2025, S. 2 ff.).

Aufgrund der Forderung des Europäischen Parlaments 
nach gemeinsamen Standards für Haftbedingungen 
erließ die Kommission im Jahr 2022 eine rechtlich nicht 
bindende Empfehlung zu „Verfahrensrechten von Ver-
dächtigen oder Beschuldigten in Untersuchungshaft 
und zu den materiellen Haftbedingungen”.4 

Die wiederholten Forderungen des Europäischen 
Parlaments nach gemeinsamen Standards, die Emp-
fehlung der Kommission aus dem Jahr 2022 sowie die 
fortbestehenden strukturellen Herausforderungen im 
europäischen Strafvollzug zeigen, dass eine stärkere 
europäische Annäherung nicht mehr bloß Gegenstand 
rechtspolitischer Debatten ist, sondern zunehmend 
als praktische Notwendigkeit verstanden wird. Dies 
gilt umso mehr, als Defizite nationaler Strafvollzugs-
systeme nicht nur Bedienstete und inhaftierte Personen 
betreffen, sondern auch über nationale Grenzen hin-
auswirken und die justizielle Zusammenarbeit in Straf-
sachen zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen 
können.5 
Die Europäische Union verfügt gegenwärtig über keine 
allgemeine Kompetenz zur umfassenden Regelung 
des Strafvollzugs. Die einzelnen Justizanstalten, Haft-
bedingungen und die Organisation des Strafvollzugs 
fallen grundsätzlich, unter Einhaltung der EMRK und 
der GRC, in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Eine 
vollständige Harmonisierung im Sinne eines einheit-
lichen europäischen Strafvollzugssystems wäre daher 
kompetenzrechtlich nur schwer begründbar. Anders 
verhält es sich jedoch dort, wo Haftbedingungen einen 
unionsrechtlichen Bezug aufweisen, insbesondere im 

3  Entschließung vom 5.10.2017 zu Strafvollzugssystemen & -bedingungen, P8 
TA(2017) 0385, 2015/2062 (INI). 
4  Empfehlung (EU) 2023/681 der Kommission vom 08.12.2022 zu den Verfah-
rensrechten von Verdächtigen oder Beschuldigten in Untersuchungshaft und 
zu den materiellen Haftbedingungen, ABl L 86 vom 24.03.2023. 
5  EuGH 5.4.2016, C-404/15 und C-659/15 PPU, Aranyosi und Căldăraru, 
ECLI:EU:C:2016:198. 

Zusammenhang mit der gegenseitigen Anerkennung 
strafrechtlicher Entscheidungen, der justiziellen Zu-
sammenarbeit in Strafsachen und den Verfahrensrech-
ten beschuldigter Personen. In diesem Rahmen kann 
die Union punktuell tätig werden und unter bestimm-
ten Voraussetzungen Mindeststandards setzen. Die 
Reichweite dieser Kompetenz bleibt jedoch begrenzt 
(Wieczorek 2022). 

Strafvollzugsreform als 
organisatorischer Lernprozess 

Vor diesem Hintergrund rückt die Frage in den Mittel-
punkt, wie Reformprozesse in einem hochkomplexen, 
historisch gewachsenen und nationalstaatlich gepräg-
ten Verwaltungssystem praktisch angestoßen werden 
können und welche Rolle eine stärkere europäische 
Annäherung und europäische Netzwerke dabei spie-
len können. Die dargelegte anhaltende Diskrepanz 
zwischen den normativen Zielsetzungen und ihrer 
praktischen Umsetzung wirft die Frage auf, weshalb 
selbst bereits durchgesetzte Reformen häufig keine 
nachhaltige Wirkung entfalten (Korn 2026; Fidler 2026). 
Antworten darauf finden sich nicht allein im Strafvoll-
zugsrecht, sondern auch in der Organisations- und Ver-
waltungsforschung. 

Reformprozesse im Strafvollzug lassen sich nicht allein 
als rechtliche oder politische Steuerungsfragen verste-
hen. Sie betreffen Organisationen, deren Arbeitsweise 
durch Hierarchien, Sicherheitslogiken, Routinen und 
gewachsene Kooperationsmuster geprägt ist. Gerade 
deshalb können klassische Change-Management-An-
sätze, die häufig aus privatwirtschaftlichen Organisa-
tionsmodellen stammen, auf die öffentliche Verwaltung 
nur begrenzt übertragen werden. Für den Strafvollzug 
gilt dies in besonderem Maß, weil Veränderung nicht 
nur neue Ziele voraussetzt, sondern in einem stark re-
gulierten und sicherheitsorientierten Alltag praktisch 
wirksam werden muss (Mueller et al. 2011, S. 215 ff.; 
Schäfer 2005, S. 9 ff.). Schäfer betont daher, dass Ver-
änderungsprozesse innerhalb des öffentlichen Dienstes 
ein eigenständiges Change-Management-Verständnis 
erfordern. Reformen scheitern demnach nicht primär 
an mangelndem internem Problembewusstsein auf 
verschiedenen Ebenen, sondern häufig daran, dass 
die Prozesse die tatsächlichen Führungs-, Arbeits- und 
Kooperationsgewohnheiten einer Organisation nicht 
ausreichend erfassen. Beschäftigte handeln im Verwal-

Straffälligenhilfe in Europa



27

Informationsdienst  Straffälligenhilfe 2/2026

tungsalltag innerhalb eingespielter Routinen. Nachhal-
tige Veränderung muss daher dort ansetzen, wo diese 
Routinen entstehen, weitergegeben und stabilisiert 
werden (ebd.).

Für den Strafvollzug ist dieser Gedanke besonders re-
levant. Menschenrechtsorientierung, Resozialisierung 
und Wiedereingliederung sind rechtlich und politisch 
anerkannte Ziele, müssen aber in einem stark regulier-
ten und sicherheitsorientierten Vollzugsalltag praktisch 
umgesetzt werden. Hierarchisch angestoßene Refor-
men können wichtige Orientierung geben. Nachhaltige 
Wirkung entfalten sie jedoch erst dann, wenn die be-
troffenen Führungskräfte und Beschäftigten in die Um-
setzung einbezogen werden und neue Zielsetzungen 
in konkrete Arbeitsabläufe, Führungsverhalten, Ausbil-
dung, Kommunikation und Zusammenarbeit innerhalb 
der Anstalten übersetzt werden (Vahs/Weiand 2020, S. 
22 ff.).

Dass Reformen in der öffentlichen Verwaltung nicht 
allein über formale Vorgaben, sondern auch über Ler-
nen, Vernetzung und Wissenstransfer vorangebracht 
werden, zeigt sich bereits im Umsetzungsplan 2009 der 
deutschen Bundesregierung zur Verwaltungsmoderni-
sierung. Dort wurden Change Management, Führungs-
kräfteentwicklung, Fortbildung, Best-Practice-Beispiele 
und Erfahrungsaustausch ausdrücklich als Instrumente 
verstanden, um Veränderungsprozesse in der Verwal-
tung praktisch zu unterstützen (Bundesministerium des 
Innern 2009, S. 53 ff.).

Gerade vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass 
Netzwerke und aktiver Austausch zu Strafvollzugsrefor-
men beitragen können. Werden Veränderungen im Voll-
zug nicht nur rechtlich beschlossen, sondern müssen im 
Alltag der Einrichtungen erlernt und eingeübt werden, 
braucht es Räume, in denen Fachkräfte, Wissenschaft, 
Politik und Zivilgesellschaft miteinander ins Gespräch 
kommen. Professionelles Lernen entsteht dabei nicht 
nur durch Handbücher oder formale Fortbildungen, 
sondern auch durch Gemeinschaften gemeinsamer 
Praxis. In sogenannten Communities of Practice können 
Erfahrungen geteilt, Probleme gemeinsam reflektiert 
und neue Lösungsansätze an konkreten beruflichen 
Herausforderungen erprobt werden (Wenger 2011).

Solche Netzwerke sind jedoch nicht nur Lernräume. Sie 
können auch zu Orten werden, an denen Reformwissen 
gebündelt, zwischen unterschiedlichen Akteur*innen 
vermittelt und in konkrete Veränderungsimpulse über-
setzt wird. In der Verwaltungswissenschaft wird dies mit 

dem Begriff der „Network Governance” beschrieben. 
Gemeint sind Formen der Steuerung, bei denen  
komplexe öffentliche Aufgaben nicht allein durch eine 
einzelne staatliche Stelle bewältigt werden, sondern 
durch Kooperation, Vertrauen, wechselseitige Abhän-
gigkeiten und gemeinsame Problembearbeitung. Dieser 
Gedanke ist insbesondere für den Strafvollzug von Be-
deutung, denn Reformen müssen nicht nur rechtlich er-
möglicht, sondern auch praktisch zwischen Verwaltung, 

Vollzugspraxis, Wissenschaft, Politik und Zivilgesell-
schaft übersetzbar gemacht werden (Wang/Ran 2023).

Auch im europäischen Kontext des Strafvollzugs beste-
hen inzwischen entsprechende Kooperationsstrukturen. 
EuroPris zeigt etwa, dass Strafvollzugsverwaltungen, 
Reformwillen, Ausbildungserfahrungen und Beispiele 
guter Praxis über nationale Grenzen hinweg ausge-
tauscht werden können, um nachhaltige Wirkung zu 
entfalten.6 Europäische Netzwerke können damit prak-
tische Lernprozesse im Strafvollzug ermöglichen.

Die Relevanz solcher transnationalen Netzwerke be-
schränkt sich dabei nicht nur auf den rein praxisorien-
tierten Erfahrungsaustausch, sondern ist ein zentraler 
Gegenstand der politik- und verwaltungswissenschaft-
lichen Globalisierungsforschung. In der Fachliteratur 
wird dieses Phänomen intensiv unter Konzepten wie 
den Transnational Advocacy Networks oder Trans-
national Network Governance diskutiert (Djelic/Sah-
lin-Andersson 2006; Keck/Sikkink 1998). Diese Ansätze 
verdeutlichen, dass komplexe Reformprozesse in tradi-
tionell stark nationalstaatlich und souveränitätsgepräg-
ten Politikfeldern wie dem Justizvollzug maßgeblich 
durch grenzüberschreitende Kooperationen voran-
gebracht werden. Grenzüberschreitende Netzwerke 
wirken dabei als Katalysatoren für den sogenannten 
Policy Transfer (Dolowitz/Marsh 2000). In der Praxis 
dezentralisieren sie das Erfahrungswissen, indem sie 

6  www.europris.org/project-groups/staff-exchange-programme/  

Komplexe Reformprozesse können in 
traditionell stark nationalstaatlich und 
souveränitätsgeprägten Politikfeldern 
wie dem Justizvollzug maßgeblich durch 
grenzüberschreitende Kooperationen 
vorangebracht werden.
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bewährte Reformmodelle (Inspirational Practices) aus 
einem nationalen Kontext isolieren, für andere Systeme 
übersetzbar machen und so den Innovationsdruck auf 
träge bürokratische Strukturen erhöhen. Für den euro-
päischen Strafvollzug bedeutet dies, dass transnationa-
le Akteure wie EuroPris, die Confederation of European 
Probation (CEP) oder nationale Organisationen in inter-
nationaler Zusammenarbeit (siehe LiberateSkills7) nicht 
nur administrative Hilfestellung leisten. Sie etablieren 
vielmehr transnationale Experten-Gemeinschaften 
(Haas 1992), die gemeinsame professionelle Standards 
und menschenrechtliche Normen tief in den nationa-
len Vollzugsalltag hineintragen und so den Wandel 
von einer rein nationalen Sicherheitslogik hin zu einer 
europäisch vernetzten Resozialisierungspraxis aktiv 
mitgestalten.

NGOs und Netzwerke als Wegbereiter

Die soeben beschriebenen Ansätze bleiben nicht auf 
theoretischer Ebene stehen. Da eine umfassende 
unionsrechtliche Vereinheitlichung des Strafvollzugs 
kompetenzrechtlich durch die EU-Verträge begrenzt 
ist, bleibt die Ausgestaltung des Vollzugs zwar Sache 
der einzelnen Mitgliedstaaten; diese stehen jedoch vor 
nahezu identischen strukturellen Herausforderungen. 
Daher zeigen in Europa zahlreiche Netzwerke und zivil-
gesellschaftliche Initiativen, dass Reformimpulse auch 
dort entstehen können, wo klassische, rein staatliche 
Reformprozesse nur langsam vorankommen.

An dieser Schnittstelle entfalten NGOs und kleinere 
Netzwerke ihren eigentlichen Mehrwert. Sie ersetzen 
staatliche Reformverantwortung nicht, sondern agieren 
als agile Vermittlungs- und Übersetzungsinstanzen zwi-
schen Wissenschaft, Justizpolitik, Zivilgesellschaft und 
der konkreten Vollzugspraxis. Sie können Reformwis-
sen dezentralisieren und schaffen die Räume, um neue 
Ideen für den nationalen Vollzugsalltag anschlussfähig 
zu machen.

Wie diese theoretische Logik der Network Governance 
in der Praxis operiert, lässt sich exemplarisch am Fall-
beispiel des Vereins Richtungswechsel aufzeigen.8 Als 
zivilgesellschaftlicher Akteur fungiert der Verein nicht 
als bloßer Berater, sondern als aktiver Katalysator und 

7  liberateskills.eu

8  www.richtungswechsel.or.at

„Übersetzungsinstanz“ innerhalb des europäischen 
Justizraums. Richtungswechsel setzt an der neuralgi-
schen Stelle an, an der Reformvorgaben in die gelebten 
Routinen und die Professionskultur der Praktiker*innen 
vor Ort integriert werden müssen. Der Verein bündelt 
transnationale Impulse, isoliert innovative Modelle aus 
anderen europäischen Vollzugssystemen und trans-
formiert sie in praxisnahe, handhabbare Werkzeuge 
für den nationalen Anstaltsalltag. Dies geschieht in der 
Praxis unter anderem durch die Organisation grenz-
überschreitender Studienreisen, Fachkonferenzen und 
den direkten Transfer von Inspirational-Practice-Model-
len in verschiedene nationale Kontexte.

Wie ein solches „Aufbrechen von Routinen“ durch den 
Aufbau einer lebendigen Praxisgemeinschaft konkret 
aussieht, zeigt die vom Verein initiierte Champions 
Community. Sie fungiert als geschützter, hierarchiefrei-
er Raum und Netzwerk für Justizwachebeamte, Fach-
dienste und Akteur*innen des Strafvollzugs. Wobei ein 
Wissensaustausch auf Augenhöhe, bei dem Bedienstete 
in ihrer beruflichen Exzellenz gefördert werden und 
gemeinsam an einer humanen Vollzugskultur arbeiten, 
im Zentrum steht. Hierbei wird den Praktiker*innen 
ermöglicht, abseits des Vollzugsalltags innovative 
Lösungsansätze für alltägliche Konflikte oder Resozia-
lisierungsmaßnahmen zu diskutieren und als Multipli-
kator*innen in ihre jeweiligen Justizanstalten hineinzu-
tragen.

Dieses Fallbeispiel verdeutlicht, dass nachhaltiger 
Wandel im System über die Professionalisierung und 
gezielte Kompetenzentwicklung der im und um den 
Vollzug tätigen Menschen gelingen muss. Ein Kerninst-
rument in der Fallpraxis von Richtungswechsel ist dabei 
das internationale Netzwerk LiberateSkills. Als offiziell 
registrierter Pact for Skills (Pakt für Kompetenzen, Reg.-
Nr. 248) unter der Schirmherrschaft der Generaldirek-
tion Beschäftigung, Soziales und Inklusion (DG EMPL) 
der Europäischen Kommission verschiebt diese Allianz 
den Fokus weg von einer rein verwaltungstechnischen 
Kriminallogik hin zu einer fundierten Vollzugspädago-
gik. Der strategische Hebel liegt hierbei in einer struk-
turierten Personalentwicklung, wobei innerhalb von 
LiberateSkills standardisierte Kompetenzprofile und 
Qualifizierungswege für Lehrkräfte und Bedienstete im 
Justizkontext entwickelt werden. Durch die geplante 
Verankerung von Microcredentials – digital zertifizierte, 
europäisch validierte Kleinst-Qualifikationen – zeigt 
das Beispiel von Richtungswechsel exemplarisch, wie 
informelles Reformwissen und innovative Lehrmetho-
den institutionalisiert und über Ländergrenzen hinweg 
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erkennbar gemacht werden können. Über die Einbin-
dung in die europäische Plattform CoP CoVEs (Commu-
nity of Practice for Centres of Vocational Excellence) 
wird die Fallpraxis von Richtungswechsel schließlich in 
ein lebendiges, kontinentales Ökosystem des kollabo-
rativen Lernens eingebettet. 

Dass zeitgemäßer Justizvollzug im Sinne des Vereins 
langfristig auch baulich und konzeptionell neu gedacht 
werden muss, unterstreicht die enge operative Bindung 
an die Kernwerte des europäischen RESCALED-Netz-
werks.9 Am Beispiel von Richtungswechsel zeigt sich, 
wie transnationale Leitbilder in konkrete Advocacy-Ar-
beit übersetzt werden, um Systeme auf drei Grundpfei-
lern neu auszurichten: Sie sollten kleinteilig (small-sca-
le) und human sein, differenziert auf die individuellen, 
oft traumageprägten Biografien der inhaftierten Perso-
nen eingehen, ökologisch wie sozial nachhaltig agieren 
und vor allem sozialräumlich in die Gemeinschaft inte-
griert (community-integrated) sein, um die Resozialisie-
rung strukturell zu verankern. 

Der wissenschaftliche und praktische Einblick des 
Fallbeispiels demonstriert, dass NGOs die formale 
staatliche Reformverantwortung zwar nicht ersetzen 
können, aber als agiles Reallabor unverzichtbar sind. 
Sie befähigen die Basis, ermöglichen Peer-Learning und 
bereiten den Boden für eine menschenrechtsorientierte 
Modernisierung, während die föderalen und nationalen 
Besonderheiten gewahrt bleiben.

Conclusio

Zusammenfassend zeigt sich, dass Reformprozesse im 
Strafvollzug im breiteren europäischen Kontext nicht 
an einem Mangel an normativen Zielsetzungen, gesetz-
lichen Vorgaben oder Engagement scheitern. Da dem 
Justizvollzug eine inhärente, historisch gewachsene 
Sicherheits- und Hierarchielogik eigen ist, greifen 
klassische, top-down verordnete Reformen zu kurz. Sie 
dringen selten bis zu den gelebten Alltagskulturen an 
der Basis vor.

Vor dem Hintergrund der kompetenzrechtlichen Be-
schränkungen der Europäischen Union im Strafvoll-
zugsrecht erweist sich die Etablierung von Network 
Governance und transnationalen Netzwerken nicht 
nur als politisch elegant, sondern als funktionale Not-

9  www.rescaled.org/  

wendigkeit. Wie das Fallbeispiel des Vereins Richtungs-
wechsel demonstriert, kommt zivilgesellschaftlichen 
Organisationen und transnationalen Allianzen hierbei 
eine entscheidende Scharnierfunktion zu. Sie kompen-
sieren die begrenzte unionsrechtliche Harmonisie-
rungskompetenz durch freiwilligen, horizontalen Policy 
Transfer.

NGOs und transnationale Netzwerke ersetzen somit 
nicht die staatliche Verantwortung für den Strafvollzug. 
Sie agieren jedoch als unverzichtbare, agile Reallabore. 
Sie testen innovative, pädagogische und gemeinde-
integrierte Modelle im Kleinen vor, machen sie für den 
regulierten Vollzugsalltag anschlussfähig und bereiten 
so den Boden für einen nachhaltigen Kulturwandel. Die 
Zukunft eines modernen, menschenrechtsorientierten 
europäischen Strafvollzugs liegt daher nicht in einer 
erzwungenen gesetzlichen Gleichschaltung, sondern in 
der strukturellen Stärkung und dem strategischen Aus-
bau dieser transnationalen Wissens- und Praxisgemein-
schaften.

Mehr zu Konzept & Ausrichtung:  
www.richtungswechsel.or.at/rescaled
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Verwaltungen, S. 35 ff.
   › Klopf, J./Holzbauer/Klopf, D. /Frottier (2021): Der österreichische Maßnah-

menvollzug oder: scurram caedere nemo potest. In: Journal für Strafrecht 8, 
S. 152–169.
   › Korn (2026): Kritik von Justizwachegewerkschaft: Zu wenig Rückhalt von 

Ministerin Sporrer. In: Der Standard vom 27.02.2026, www.derstandard.at/
story/3000000310414/kritik-von-justizwachegewerkschaft-zu-wenig-rueck-
halt-von-ministerin-sporrer
   › Mueller/Straatmann/Hoerning/Müller (2011): Besonderheiten des Change 

Managements in öffentlichen Verwaltungen.
   › Policy Department for Citizens’ Rights and Constitutional Affairs (2023): 

Prisons and detention conditions in the EU.
   › Schäfer (2005): Change Management für den öffentlichen Dienst. 
   › Keck, M. E./Sikkink, K. (1998): Activists beyond Borders: Advocacy Networks 

in International Politics. Cornell University Press.
   › Vahs/Weiand (2020): Workbook Change Management.
   › Volksanwaltschaft (2025): Bericht 2025 an den Nationalrat und an den 

Bundesrat, Band: Kontrolle der öffentlichen Verwaltung.
   › Wang/Ran (2023): Network governance and collaborative governance: a 

thematic analysis on their similarities, differences, and entanglements. In: 
Public Management Review 2023, S. 1188–1211.
   › Wenger, Etienne (2011): Communities of practice: A brief introduction.
   › Wieczorek (2022): EU Harmonisation of Norms Regulating Detention: Is 

EU Competence (Art 82(2)b TFEU) Fit for Purpose? In: European Journal on 
Criminal Policy Research, S. 465–481.

Straffälligenhilfe in Europa


